
Oberglatt und Dielsdorf, 6. September 1999  

KR-Nr. 298/1999 

 

 

 

P O S T U L A T von Gabriela Winkler (FDP, Oberglatt) und Severin Huber (FDP, Diels-

dorf) 

 

betreffend Auswirkungen neuer und bestehender Gesetze und Verordnungen auf 

Klein- und Mittelbetriebe (KMU) 

________________________________________________________________________ 

 

 

Der Regierungsrat wird eingeladen: 

 

1.  Im Gesetzgebungsverfahren die wirtschaftlichen und administrativen Auswirkungen ei-

nes Gesetzes auf die bestehenden und neu zu gründenden KMU zu berücksichtigen 

und analog der finanziellen Konsequenzen für den Kanton in der jeweiligen Botschaft 

darzustellen. 

 

2.  Dem Kantonsrat eine Botschaft zu unterbreiten, mit der bestehende Gesetze - mit dem 

Ziel, administrative Aufwendungen für bestehende und neu zu gründende KMU zu re-

duzieren - zur Abänderung vorgeschlagen werden. 

 

3.  Dem Kantonsrat einen Bericht vorzulegen, welche Verordnungen vereinfacht werden 

können, um die administrativen Aufwendungen der bestehenden und neu zu gründen-

den KMU zu senken, und wie der Regierungsrat vorzugehen plant, um neue Verord-

nungen so erlassen, dass diese bestehende und neu zu gründende KMU möglichst we-

nig belasten. 

 

4.  Insbesondere aufzuzeigen, welche Bewilligungsverfahren seit Mai 1998 (Motion KR-Nr. 

10/1994 betreffend Reduktion von Bewilligungsverfahren und Postulat KR-Nr. 11/1994 

betreffend Beschleunigung und Vereinfachung von Bewilligungs-, Rekurs- und Ge-

richtsverfahren) reduziert, gestrafft und vereinfacht wurden. 

 

Gabriela Winkler 

Severin Huber 

 

Begründung: 

 

KMU leiden noch immer an einer starken administrativen Belastung durch Vorschriften, Ge-

bot und Bewilligungsverfahren. Je nach Betrieb nimmt die durch Gesetze oder behördliche 

Anordnungen entstehende administrative, nicht produktive Arbeitszeit bis zu einem Tag pro 

Woche oder 20 % ein. Die Vergangenheit zeigt, dass vor allem KMU's in der Lage sind, 

neue Arbeitsplätze zu schaffen. Um sicherzustellen, dass rasch und effizient Verbesserun-

gen bei den KMU-Rahmenbedingungen erreicht werden, besteht zeitlich dringender Hand-

lungsbedarf. Der Regierungsrat und die Kantonsverwaltung sind in der Lage, in dieser Hin-

sicht Wesentliches beizutragen. 

 

 


